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Herausgegeben von den Abgeordneten

Vassermann , Vissing , v . Jtzftein , Auenzer, Martin , Nindeschwender , Sander , Welcher und Veller .
Redigirt von dem Abg . Karl Mathy . — Druck von Malsch und Vogel in Karlsruhe .

181e öffentliche Sitzung der 2 . Kammer .
Karlsruhe , 5 . Juli . Präsident : Bekk . — Regie «

rungSkommission : Finanzministcr v . Böckh , Ministerial -

rath Ziegler , Legationsrath Frhr . v . Marsch all .
Der Präsident zeigt an , daß der Abg . Kuenzer um Ur¬

laub nachgesucht , mit dem Bemerken , er dürfe , gestützt auf

sein gutes Recht , erwarten , daß die seinem Eintritt ent -

gegcnstehendcn Hindernisse , welche der Kammer bekannt

sind , bald beseitigt seyn werden .
Schaaff nimmt das Wort und bemerkt , daß bei dem

außerordentlichen Zudrang in der letzten Sitzung er und

andere Abgeordnete kaum durch das Gedränge gelangen
konnten . Der Saal sei mit Volk angefüllt gewesen , es la¬

gerten selbst Leute auf der Estrade vor den Sitzen deö

Präsidenten und der Regierungskommission . Der Redner

bält dics nicht mit dem Anstand vcreinbarlich und bittet

den Präsidenten , dafür zu sorgen , daß AehnlicheS nicht

wieder vorkomme . Wolle man auch den Saal öffnen , so

sollte doch dafür gesorgt werden , daß ein gewisser Raum

frei bleibe und daß die Abgeordneten ungehindert zu ihren

Sitzen kommen können .
Der Präsident erwiedert , er werde < wenn künftig

ein ähnlicher Zudrang vorauszuschen sei, dafür sorgen , daß
Raum frei bleibe und daß die Abgeordneten nicht belästigt
werben . In der letzten Sitzung sei es nicht möglich gewe¬
sen , es sei gewissermaßen Gewalt vor Recht gegangen .

v . I tz st e i n bemerkt , der Zudrang sei zwar stark gewe¬
sen , aber es wäre ungerecht , Leute , die 40 — 50 Stunden
Herkommen , um der Sitzung beizuwohnen , geradezu yrrück -

zuweiscn .
Schaaff erwiedert , er verlange dieö nicht , allein es

niüsie doch gesorgt werden , daß die Abgeordneten ihre

Plätze erreichen können . — Mehrere hätten kaum durch¬
kommen können , eS sei sogar eine Körperverletzung vorge -

fallen , wcßhalb ein Mitglied heute zu erscheinen verhin¬
dert sei .

M ö r d e s . Zwar sei die Masse von Fremden sehr groß
gewesen , allein man müsse auch anerkennen , wie eS dem

Publikum zur Ehre gereiche , daß trotz der großen Anzahl
keine Verletzung des Anstandes , keine Indezenz vorgefallen
sei . Er müsse namentlich die Aeußerung des Abg . Schaaff

berichtigen , daß sich Leute vor den Sitzen des Präsidenten
und der Regierungskommisston gelagert hätten . ES seien
Damen aus den gebildeten Ständen an jenen Plätzen ge¬
wesen und es war ganz natürlich , daß sie theils auf Stüh¬
len , theils auf den Sitzen vor der Estrade Platz nahmen .

Schaaff . Er habe die Leute im Auge gehabt , die

sich wirklich auf den Stufen lagerten und nicht die Damen ,
von denen der Abg . Mördes spreche. Die Galanterie

gegen Damen werde er nie verletzen .
Hiermit wird dieser Gegenstand verlassen .

Junghannö will in Beziehung auf die Wahl des

Abg . Mathy eine Erklärung geben . Er habe die von

demselben vorgelegten Dokumente im Sekretariat nachgc -

sehen . Dieselben enthalten : ein Zeugniß des Regie¬

rungsstatthalters Roschi in Bern , wonach es sich bei der

von ihm geführten polizeilichen Untersuchung herausge¬
stellt habe , daß Hr . Mathy nicht Mitglied einer Verbin¬

dung gewesen sei ; 2 ) einen von dem eidgenössischen Staats -

kcknzler beglaubigten Protokollauszug , wodurch die Ver¬

weisung des Hrn . Mathy zurückgenommcn wurde , weil

kein Grund dazu vorlag ; 3 ) ein Zeugniß der Staats¬

kanzlei des Kantons Solothurn , wonach derselbe kein Bür¬

gerrecht daselbst besitze , also noch badischer Staatsbürger

sei . Da er früher einen Antrag auf Beanstandung der

Wahl gestellt habe , so glaube er nunmehr die Erklärung

schuldig zu seyn , daß er keinen Anstand mehr bei dieser

Wahl habe .

Leib lein übergibt eine Petition des Gemeinderaths

zu Königheim , die Anlegung einer Landstraße von Hard -

heim nach Tauberbischofsheim über Schweinberg und Kö -

nigheim betreffend .
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Vom Sekretariat werden angezeigt : 1 ) Eine Be¬
schwerde deS Moriz Weil und Konsorten in Randegg,
wegen Jmmobilien-Accis-Ansätzen bei Liegenfchastskäufen.
2) Eine Bitte der Redaktion de- badischen Kirchen- und
SchulblatteS um ausnahmsweise Befreiung von der Cen -

sur oder eventuell um Zurücknahme einer Ministerialcen-
surinstruktion vom 6 . Januar d. I .

Schaaff übergibt eine Vorstellung der Gemeinden
Muckenthal , RitterSbach , Heidersbach , Limbach, Krumbach ,
Robern und Trienz, die Auflösung der Gemeinde Rieneck ,
Amts MoSbach , betreffend.

Lenz überreicht eine nothgedrungene Erwiederung des

großen BürgcrauSschuffeS in Pforzheim , unterzeichnet von
96 Mitgliedern, gegen eine frühere Eingabe von 24
männern deS Landamts Pforzheim, in Betreff ihrer Wahl
eines Abgeordneten in die 2 . Kammer und verliest den
Schluß , welcher also lautet: Wir wissen , daß es Feinde
der Verfassung gibt, welche in jedem Recht derselben und
in jeder Ausübung desselben durch verfassungstreue Bür¬

ger eine Störung der Ruhe , das heißt , der verlangten
blosen geistes- und willenöarmen Unterwürfigkeit des Bür¬
gers sehen . Ja wir wissen, daß wir Pforzheimer , die wir
mit unserer althergebrachten deutschen Treue gegen unfern,
allverehrten Fürsten und sein ganzes Haus die lebendige An¬
hänglichkeit an die Verfassung und an ihre Rechte fest und
mannhaft zu vereinigen wissen , Manchen ein Dorn im
Auge sind, die etwa uns mehr Unterwürfigkeit gegen ihre ,
nicht die Rechte deS Volks im Auge habenden Anordnun¬
gen erwarten . Ja wir wissen es , daß wir durch unsere
eigenen Wahlen und durch einiger Bürger eifrigen , aber
streng im Wege deS Gesetzes und der ganzen Verfassung
gebliebenen Bestrebungen für die volksthümliche Wahl des
Landamts die Ungunst mehrerer untergeordneten Personen
auf unsere Stadt gezogen haben , welche ihre Betreibung
der Volkswahlen als eine günstige Gelegenheit benützten,
sich vorwärts zu schaffen . Aber wir wissen auch , daß Bür
ger , so handelnd , die Pflichten zur Verfassung nicht ver¬
letzten , wofür jedoch aber unsere Stadt angefeindet wird ;
wir wissen , daß nicht von uns und aus uns Besorg¬
nisse für die Verfassung erregt werden , sondern daß man
dann Besorgnisse für ihre Dauer hegen dürfte , wenn es
viele dergleichen Bürger im Lande geben würde , welche
aus jeder regsamen Theilnahme deS Volkes an seinen
Wahlen Besorgnisse für die öffentliche Ruhe und Ord¬
nung entnehmen , was aber Gottlob nicht der Fall ist.

Hofsmann übergibt den Bericht über daS Budget des
Finanzministeriums zum Druck.

LegationSrath v . Marsch all zeigt an , daß er zum

ständigen RegierungSkommiffär für daS Ministerium d«S
Großh. HauseS und der auswärtigen Angelegenheiten er¬
nannt worden sei .

Die Tagesordnung führt zur Diskussion deS Berichts
deS Abg . Martin über daS Budget deö Staatsministe¬
riums.

Da nach Eröffnung der allgemeinen Diskussion Nie¬
mand das Wort begehrt, so liest der Präsident die ein¬
zelnen Positionen . Ohne Bemerkung werden genehmigt :
Civilliste für jedes der beiden Jahre . 650,000 fl.
Wittumsgehalte „ „ „ „ . . 120,000 fl.
Apanagen der Großh . Prinzen und Prin¬

zessinnen für 1842 . 98,934 fl .
für 1843 . 117,000 fl.

Landstände für 1842 — 3220 fl .; für 1843 — 59,720 fl.
Die muthmaßlichen Kosten des gegenwärtigen Landtags
stehen mit 28,250 fl. im außerordentlichen Budget.

Zu dieser Position bemerkt
Sander . Er habe sich vorgenommen gehabt , bei

dieser Gelegenheit einige Betrachtungen anzustellen , die
mit der Zusammensetzung dieses Hauses in Verbindung
stehen und die Lage der Staatsdiener in dieser Kammer
betreffen, nachdem die Regierung auf ihrem Urlaubsrechte
bestehe. Da er aber vernommen habe , daß der Kom-
missionsbericht über die provisorischen Gesetze auch das
Staatsministerialrescript über die Einholung des Urlaubs
der Staats - und Kirchendiener berücksichtigen werde , halte
er für besser , seine Bemerkungen über die Zusammen¬
setzung der Kammer bis zur Berathung dieses Berichtes
zu verschieben.

Reichenbach . Man habe auf diesem Landtage schon
mehrmals von den Kosten der Stände gesprochen. Ein
Mitglied habe sogar ausgerechnet , daß jede Stunde der
Sitzungen das Land 100 fl. koste. Er habe sich daher ge¬
fragt, ob eine Ersparniß möglich sei, ob vielleicht die Ver¬
handlungen, die Diskussionen abgekürzt werden könnten.
Dies sei aber nicht möglich, da meistens von der Regie¬
rungsbank aus Anlaß zur Verlängerung der Debatten ge¬
geben werde . Endlich habe er sich die Frage gestellt, ob
es gerecht sei, daß die Staatsdiener , die ihre Besoldungen
und Diäten beziehen, auch den Gehalt für ihre Amtsver¬
weser aus der Staatskasse erhalten. Von den Diäten
wolle er nicht sprechen, aber die Dienstverweser , denen der
Staat 3 fl . per Tag bezahle , sollten die Beamten über sich
nehmen . Dies würde bei einem 3monatlichen Landtag
4 — 5000 fl . ausmachen . Er wäre erbötig , einen solchen
Antrag zu stellen, unterläßt es aber, da er nicht weiß, ob
er Unterstützung finden werde .



Zittel würde einen solchen Antrag unterstützt haben ,
wenn er gestellt worden wäre .

Reichenbach . Ich bin bereit , ihn zu stellen .

Zittel theilt ganz die Ansicht dcS Abg . Reichenbach ,
der ganz gerecht sei . ES sehe Niemand ein , wie man sich
für zwei Dienste bezahlen lassen möge , wenn man nur
einen versehe . Er habe für Dicnstverwesung auf seine Ko »

sten gesorgt und würde eS — nach seiner Ueberzeugung —

für pflichtvergessen gehalten haben , wenn ohne diese Vor¬

sorge er um Urlaub nachgesucht oder die Vorgesetzte Be¬

hörde ihm denselben ertheilt haben würde . Er sieht nicht
ein , warum ein Unterschied zwischen Geistlichen und Staats¬
dienern in dieser Hinsicht bestehen soll . Man könnte die
Summe , welche hier in Betracht kommt , für unbedeutend
halten , im Vergleich mit andern Positionen . Allein eS sei
keine Kleinigkeit , wenn man bedenke, waS damit ausgcrich -
tet werden könnte . Manchen Schullehrer , der bei seinem
schweren Berufe beinahe Hunger leidet , könnte man damit
aus der Noth reißen . ES sei auch keine Kleinigkeit gegen¬
über den Steuerpflichtigen , besonders in diesem Jahr , wo
eine große Anzahl nur mit Mühe ihre Steuern aufbringe .
Im Staate , wie bei dem Haushalt der Bürger , soll der
Grundsatz der Sparsamkeit gelten . Der Redner unter¬
stützt den Antrag des Abg . Rcichenbach .

Bassermann . Seit Auflösung der vorigen Kammer
ist es mir eine auffallende , aber dennoch leicht erklärbare
Erscheinung , daß man die öffentliche Aufmerksamkeit immer
auf die , durch die Landstände verursachten Kosten hinlenkt .
Hat ja doch selbst rin Mitglied dieser Kammer uns vorge¬
rechnet , wie viel wir für die Stunde kosten. Ich glaube
allerdings , daß eine Kammer von Jaherren auch bei noch
so niederer Diät zu theuer ist. Ich erinnere nur an eine
benachbarte Kammer , die für einen Schloßbau noch mehr
verwilligte , als ihr gefordert ^ war . Aber eine ächte Volks¬
kammer , die nicht allein sich bestrebt , Gutes in ' s Leben zu
rufen , sondern die auch daS Hauptverdienst hat , Vergeu¬
dung zu verhindern , eine Kammer , die die Rechte des
Volkes vertheidigt , ist nicht zu theuer ; besonders wenw
man ihr Budget neben so manchen enormen Summen be¬
trachtet , an denen bei gründlicher Reform Tausende , ja
Hunderttausende erspart werden könnten . Daß man von
gewisser Seite die Aufmerksamkeit , statt auf diese Summen ,
auf die Kosten des Landtags lenkt , beweist , daß dies nickt
von Rücksichten der Sparsamkeit herrührt , sondern von der
Abneigung , die man gegen Landtage überhaupt hat . Ich
nehme es daher mit dem Budget der Kammer nicht genau ;
kann aber ohne Nachthcil und Ungerechtigkeit daran erspart

werden , so bin auch ich dafür und unterstütze deshalb den
Antrag des Abg . Reichenbach .

Weller erklärt sich für die Verweisung des Antrags
an die Budgetkommission und hält für gerecht , daß der
Funktionsgehalt für die Zeit des Landtags den Staats¬
dienern abgezogen werde .

Junghanns . Eine ähnliche Einrichtung bestehe in
Würtemberg ; man höre von keinen Jnkonvenienzen , welche
sie dort habe und er werde sich nicht widersetzen , wenn
sie hier eingeführt werde .

Sander . Jetzt möge man keinen Beschluß über die
spezielle Frage fassen , die mit vielen andern in Verbindung
stehe . Es sei nicht zu läugnen , daß , seit auf dem Urlaubs¬
recht von Seiten der Regierung so fest bestanden werde ,
man zu der weitern Frage kommen müsse : wie steht es
mit dem Dienst , aus Rücksicht auf welchen der Urlaub
verweigert wird ? Darüber sei auf dem vorigen Landtag
nichts vorgekommen , weil man sich auf Versuche beschränkt
habe , um zu erfahren , ob die Regierung nicht von ihrem
Ansprüche zurückkommen werde . Aber nach dem Staats -
ministerial -Reskript über die Einholung des Urlaubs dürfe
man nicht hoffen , daß die Regierung von ihren Grund¬
sätzen abgehen werde . Daher müssen jetzt die vielen damit
zusammenhängenden Fragen zur Erörterung kommen und
eine der ersten sei die von dem Abg . Neichenbach angeregte ,
ob die Kammer nicht an sich selbst sparen könne . Im
Zusammenhang damit stehe die weitere Frage : Gibt es
nicht Staatsdiener , deren Stelle mit der eines Deputirten
unverträglich ist ? Diese Fragen müssen untersucht werden ,
allein man werde wohl thun , die Berathung zu verschie¬
ben , bis zur Diskussion überdas erwähnte Staatsministerial -
Reskript . Dann werde sich ergeben , was zu thun sei.

Finanzminister v . B ö ck h. Die Verschiebung sei zweck¬
mäßig , aber die Frage , ob ein Staatsdiener für die Dauer
seiner Abwesenheit auf dem Landtage auf seine Kosten für
die Dienstverwesung zu sorgen habe , hänge mit dem Urlaub
nicht zusammen .

v . Jtzstein will ebenfalls die Sache jetzt nicht entschei¬
den ; die Budgetposition müsse man verwilligen , da für
diese Periode nichts mehr zu ändern sei .

G e r b e l theilt die Frage in die politische und finanzielle
Seite . Letztere könne zuerst von der Budgetkommission in
Erwägung gezogen werden . Damals , als es sich darum
handelte , ob die Mitglieder von Karlsruhe Diäten bezie¬
hen sollen , habe man darauf nicht eingehen wollen , weil
man erwog , daß diese Diäten eine Prämie seyn könnten ,
um Mitglieder der Ministerial - oder Centralbehörden in
die Kammer zu ziehen . Es sei aber ein Unterschied zwischen
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hiesigen und auswärtigen Beamten . Die hiesigen Staats¬

diener müssen für ihren Dienst sorgen und haben keine

Diät ; die auswärtigen dagegen beziehen diese neben

der Besoldung für ihr Amt , das sie nicht besorgen . Er

glaubt , daß man ihnen den Funktionsgehalt für die Zeit

ihres ständischen Wirkens abziehen und daraus die Dienst¬

verweser bezahlen sollte .

Finanzminister v . B ö ck h bemerkt , baß man hier keinen

Funktionsgehalt habe , wie in andern Staaten . Er möchte

wohl erfahren , was der Abg . Gerbet unter dem Funk¬

tionsgehalt verstehe .
Gerbet . Das Finanzgesetz , welches alle zwei Jahre

erlassen wird , habe ihn auf den Gedanken gebracht ; darin

sei der Funktionogehalt bestimmt . —

v . Jtzstcin . Leute die 20 — 25 Jahre im Amt sind ,

erhalten hie und da keine Zulage , weil sie nicht so ge¬

fällig sind , wie Andere .
Welcker . Ich will nur einem Mißvcrständniß Vor¬

beugen , welches vielleicht auS der rednerischen und poli¬

tischen Einleitung der Vorschläge des Abg . Sander ganz

gegen dessen eigene Ansicht abgeleitet werden möchte . Es

würde völlig irrig seyn , wenn man glauben wollte , daß

etwa die Kammer wegen einer beharrlichen Behauptung

der Reg ' erungsansichken über die Nrlaubsfrage ihre ent¬

gegengesetzten Ueberzeugungen minder beharrlich durchführen

würde . Nein , gewiß , so lange es in diesem Saale eine

Mehrheit gewissenhafter Vertheidiger der Verfassung geben

wird , so lange werden sie gegen ein angebliches Urlaubs -

verwcigerungsrecht von Seilen der Regierung ' die Ver¬

fassung und die Selbstständigkeit der Volksvertretung ener¬

gisch vcrthcidigen , und zwar auf dem einzigen Wege ver -

lheidigen , der sich jetzt, nach Allem waS in dieser Sache vor -

gefallen ist , als der allein praktische dargestellt hat . Ich

gehe jetzt nicht weiter in den Streit über diesen Gegen¬

stand ein , weil glücklicher Weise die Regierung denselben

an diesem Landtage nicht erneuert hat , was , wie ich an¬

erkenne , daß einzige freundliche Zeichen ist , welches die

Kammer von ihr erhalten hat .

Sander . Dies sei richtig , allein die Regierung be¬

harre ebenfalls auf ihren Grundsätzen , und da bleibe nichts

übrig , als die Stellung der Beamten in dieser Kammer

zu untersuchen .
Finanzminister v . Böckh . Die Urlaubssache und die

Diäten haben keine Verbindung mit einander und siud

auf eine sonderbare Weise in Zusammenhang gebracht

worden . -

Sander . Dies sei doch nicht der Fall ; durch das

UrlaubSrecht werde die Kammer in zwei Theile getheilt ,

in Abgeordnete , welche zum Eintritt in die Kammer nichts

bedürfen , alö die Wahl , und in andere , welche die Er¬

laubnis der Regierung haben müssen . Dadurch werde cS

nothwendig , die Lage der Letzter» zu untersuchen .

Finanzminister v . Böckh . Der Dienst eines jeden Mit¬

gliedes muß versehen werden , ob Staatsdienst oder nicht .

Der Antrag dcö Abg . Reichenbach geht nur dahin , die

Dienstverwesung auf Kosten der Beamten versehen ;n

lassen . Den Urlaub habe derselbe nicht berührt und er

gehöre auch nicht hieher .
Martin bemerkt , daß der Antrag des Abg . Reichen¬

bach diese Budgetposttion nicht berühre , sondern die

außerordentlichen Ausgaben bei dem Ministerium des In¬

nern , indem er nicht von den Diäten , sondern von den

Kosten der Dienstverwesung handle . Doch sollte derselbe

nickt an die Dudgetkomwission , sondern in die Abtheilungen

gehen .
R c i ch c n b a ck nimmt den Antrag zurück , unter Vor¬

behalt , ihn später zu stellen .

Gottschalk will keine Scheidung in Zwei - und Füns -

Gulden - Männer in der Kammer . Alle sollen gleiche Diä¬

ten erhalten Eine andere Frage sei , ob Jeder seinen

Stellvertreter bezahlen soll . Auch die bürgerlichen Mit¬

glieder müßten dieses ihn » , es sei für Alle gerecht .

Reichenbach erinnert , daß er nicht von den Diäten ,

sondern von Dienstvcrwesern gesprochen habe , in eben dem

Sinne wie der Abg . Gottschcllk .

Da der Abg . Reichenbach seinen Antrag zurückgezogen ,

so wird der Budgetsatz genehmigt . Eben so die übrigen , näiii -

ilch : Gr .oßher ; ogl . Geh . Kab inet 8,200fl .; Groß¬

herz o gl . Staatsministerium 10,500fl . Verschie¬

dene und außerordentliche Ausgaben 5000fl .

Knapp will eine Bemerkung über das Staatsmini¬

sterium vortragen und knüpft dieselbe an das Sprichwort :

Es soll Niemand Richter in eigener Sache seyn . Dies

sei gegenwärtig der Fall , da die Rekurse von den Ent¬

scheidungen der Ministerien an das Staatsniinistcrium

gehen , wo wieder die nämlichen Minister entscheiden . Es

wäre daher am Platz , eine bessere Einrichtung zu treffen .

Hier sollte man nicht sparen , sondern die oberste Behörde

mit mehr Personen besetzen , was vielleicht ohne großen

Aufwand geschehen könnte , da man Männer habe , die

statt ihre Pensionen in Ruhe zu verzehren , dem Staate

gern noch Dienste leisten würden .

( Schluß in der Beilage .)
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